
rens, und zwar auch dann, wenn es in anderer Weise 
als durch Urteil abgeschlossen wird. Dadurch, da'ß 
das Gericht eine ausreichende Aufklärung des Sach­
verhalts unterließ, hat es sich der Möglichkeit bege­
ben, die Ursachen des Konflikts zu erforschen und dem 
Betrieb Hinweise für die Durchsetzung der Grundsätze 
der materiellen Verantwortlichkeit in seinem Bereich 
zu geben.

Christoph K a i s e r ,  Richter am Obersten Gericht

§ 21 Abs. 2 AGO; §§ 53,13 GBA.
1. Zur arbeitsrechtlicben Parteifähigkeit eines wirt­
schaftlich selbständigen Betriebes eines Kombinats.
2. Zu den Voraussetzungen der Zahlung der Jahres­
endprämie für den Fall, daß zwar eine Abteilung, 
jedoch nicht der Betrieb die Planaufgaben erfüllt hat.
3. Zum Abschluß von speziellen Kollektivverträgen für 
Abteilungen eines Betriebes.
BG Halle, Urt. vom 18. Juni 1969 - BA 11/69.

Mit Wirkung zum 1. Januar 1968 wurde das VE Woh­
nungsbaukombinat gegründet, zu dem auch der ver­
klagte Betrieb gehört, in dessen Abteilung Projektie­
rung die Kläger arbeiten. Der verklagte Betrieb ist 
gemäß §1 Ziff. 4 des vom Rat des Bezirks bestätigten 
Statuts für das Kombinat wirtschaftlich selbständig. 
Nach der Kombihatsbildung wurde zwischen dem Di­
rektor des verklagten Betriebes und. der Betriebsge­
werkschaftsleitung für das Jahr 1968 ein Betriebskol­
lektivvertrag (BKV) abgeschlossen. Danach kam es noch 
zum Abschluß eines weiteren BKV speziell für die 
Werktätigen der Abteilung Projektierung. Dieser BKV 
enthält u. a. die Prämienordnung und den Wettbe­
werbsvertrag 1968.
Die Kläger erhoben Klage beim Kreisgericht wegen 
Zahlung der Jahresendprämien für das Jahr 1968, weil 
der Betrieb deren Auszahlung mit der Begründung 
verweigerte, daß durch die Nichterfüllung der staat­
lichen Aufgaben Jahresendprämien nicht gezahlt wer­
den können. Die Konfliktkommission der Abteilung 
Projektierung konnte nicht tätig werden, weil alle 
Mitglieder an dem Ausgang des Rechtsstreits persön­
lich interessiert waren.
Der Streitfall wurde wegen seiner grundsätzlichen 
Bedeutung gemäß § 28 GVG an das Bezirksgericht her­
angezogen.
Die Klage hatte keinen Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Der verklagte Betrieb des Kombinats ist zwar keine ju­
ristische Person, besitzt jedoch die arbeitsrechtliche 
Parteifähigkeit. Diese Parteifähigkeit des Betriebes ist 
insoweit gegeben, als er gemäß § 1 Ziff. 4 des Statuts 
wirtschaftlich selbständig ist. Auf dieser Grundlage 
ergibt sich seine Eigenschaft, Träger arbeitsrechtlicher 
Rechte und Pflichten zu sein. Diese Eigenschaft wird 
hauptsächlich durch die Befugnis charakterisiert, Ar­
beitsrechtsverhältnisse zu begründen und aufzulösen 
sowie mit der im Betrieb gebildeten BGL Betriebskol­
lektivverträge gemäß § 13 GBA abzuschließen.
Die arbeitsrechtliche Parteifähigkeit eines wirtschaft­
lich selbständigen Betriebes eines Kombinats schließt 
nicht die Möglichkeit aüs, daß das Kombinat in seiner 
Eigenschaft als Rechtssubjekt (juristische Person) in 
einem Arbeitsrechtsstreit als Partei auftreten kann, 
wenn dies von ihm für erforderlich gehalten wird, 
denn letzten Endes haftet das Kombinat gemäß § 9 
Abs. 1 der VO über die Bildung und Rechtsstellung von 
volkseigenen Kombinaten vom 16. Oktober 1968 (GBl. II
S. 963) für die Erfüllung der Verbindlichkeiten seiner 
Betriebe. Von dieser Möglichkeit hat das Kombinat im

Vorliegenden Rechtsstreit trotz Kenntnis von dem Vor­
gang durch Übersendung einer Abschrift der Klage­
schrift und zusätzliche Ladung zur mündlichen Ver­
handlung keinen Gebrauch gemacht, so daß der Be­
trieb des Kombinats im vorliegenden Fall als Verklag­
ter gilt. Im Rahmen seines Aufgaben- und Verantwor­
tungsbereichs ist der Direktor des Betriebes gemäß 
§ 9 Abs. 2 der genannteh VO vertretungsberechtigt, da 
im Statut des Kombinats eine andere Regelung nicht 
ausgewiesen wird.
Die Kläger stützen ihre Forderung auf Zahlung der 
Jahresendprämie auf den zwischen dem Betriebsdirek­
tor des Verklagten und dem Leiter der Abteilung Pro­
jektierung sowie der BGL der Abteilung im Januar 
1968 abgeschlossenen BKV einschließlich Betriebsprä­
mienordnung und Wettbewerbsvertrag. Sie behaupten, 
daß die Abteilung Projektierung die ihr übertragenen 
Planaufgaben des Jahres 1968 erfüllt habe. Der Ver­
klagte hat die Richtigkeit dieser Behauptung der Klä­
ger in der mündlichen Verhandlung bestätigt. Dennoch 
können den Klägern die Jahresendprämien nicht zu­
gesprochen werden, weil die Vereinbarung nach §9 
der Betriebsprämienordnung zu beachten war,
Diese Vereinbarung, die praktisch den allgemeinen 
Grundsätzen über die Verwendung des Prämienfonds 
gemäß § 11 Abs. 3 der VO über die Bildung und Ver­
wendung des Prämienfonds in den volkseigenen und 
ihnen gleichgestellten Betrieben und den WB (Zen­
trale) für das Jahr 1968 vom 2. Februar 1967 (GBl. II
S. 103) entspricht*, setzt als Bedingung für) die Zah­
lung der Jahresendprämie an die Werktätigen der Ab­
teilung Projektierung voraus, daß dem Verklagten ge­
nügend Mittel aus dem Prämienfonds zur Verfügung 
stehen, um die Jahresendprämie überhaupt nach § 12 
Abs. 1 Satz 1 der genannten VO zahlen zu können. Dazu 
ist der Verklagte jedoch nicht in der Lage, weil die 
Voraussetzungen (Planerfüllung durch den Betrieb 
bzw. Erwirtschaftung eines hohen Ergebnisses durch 
ihn und die Möglichkeit zur Zahlung von Jahresend­
prämien an die Werktätigen des Betriebes in Höhe von 
mindestens einem Drittel des Monatsverdienstes) nicht 
gegeben sind. Dabei ist zu berücksichtigen, daß die 
Höhe des Prämienfonds und damit auch die Festle­
gung, ob und in welcher Höhe Jahresendprämien ge­
zahlt werden können, letzten Endes , davon abhängig 
ist, in welchem Umfang der Betrieb eine Effektivitäts- 
Steigerung gegenüber den staatlichen Aufgaben des 
Vorjahres erreicht hat. Das ausgewiesene Betriebser­
gebnis für das Jahr 1968 ließ die Gewährung der Jah­
resendprämie nicht zu, so daß die Klage nicht zum 
Erfolg führen könnte. -Soweit die Kläger gute bzw. 
hervorragende beispielhafte Arbeitsleistungen (indivi­
duelle bzw. kollektive Leistungen) im -Jahr 1968 zu 
verzeichnen hatten, ist dies vom Verklagten durch ent­
sprechende Prämiierung anerkannt Worden.

Der vorliegende arbeitsrechtliche Konflikt läßt erken­
nen, daß die verantwortlichen leitenden Mitarbeiter so­
wohl des Kombinats als des Verklagten unzureichende 
politisch-ideologische Überzeugungsarbeit geleistet und 
die Werktätigen über die richtige Anwendung des 
GBA und der gesetzlich vorgegebenen Normen zur 
Jahresendprämie nicht aufgeklärt haben. Den Werk­
tätigen der Abteilung Projektierung hätte erklärt wer­
den müssen, daß ihre Forderung auf Abschluß eines 
BKV speziell für die Abteilung mit dem in §13 Abs. 1 
GBA verankerten Grundsatz „Ein Betrieb -'-ein Be­
triebskollektivvertrag“ nicht vereinbar ist. Sie hätten

* Diese VO ist inzwischen durch die VO über die Bildung und 
Verwendung des Prämienfonds in den volkseigenen und ihnen 
gleichgestellten Betrieben, volkseigenen Kombinaten, den VVB 
(Zentrale) und Einrichtungen für die Jahre 1969 und 1970 vom 
26. Juni 1968 (GBl. П S. 490) außer Kraft gesetzt worden. — 
D. Bed.
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